
 

 
 

 
 
 
Arbeitsrecht: 
 
Das Thema Beendigung von Arbeitsverträgen durch einen Aufhebungsver-
trag ist ein Dauerbrenner. Probleme hat der Fall bereitet, in denen ein Arbeit-
nehmer einen Widerruf nach den Regeln über den Verbraucherschutz erklärt 
hat. Das Bundesarbeitsgericht (Urteil vom 7. Februar 2019 - 6 AZR 75/18) hat 
nun endlich entschieden, dass dieser Weg den Arbeitnehmern versperrt ist.  
 
Danach kann eine Arbeitnehmerin einen Vertrag, durch den das Arbeitsver-
hältnis beendet wird (Aufhebungsvertrag), auch dann nicht widerrufen, wenn 
er in ihrer Privatwohnung abgeschlossen wurde. Ein Aufhebungsvertrag kann 
jedoch unwirksam sein, falls er unter Missachtung des Gebots fairen Verhan-
delns zustande gekommen ist. 
 
Die Klägerin war bei der Beklagten als Reinigungskraft beschäftigt. Sie 
schloss in ihrer Wohnung mit dem Lebensgefährten der Beklagten einen Auf-
hebungsvertrag, der die sofortige Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne 
Zahlung einer Abfindung vorsieht. Anlass und Ablauf der Vertragsverhand-
lungen sind umstritten. Nach Darstellung der Klägerin war sie am Tag des 
Vertragsschlusses erkrankt. Sie hat den Aufhebungsvertrag wegen Irrtums, 
arglistiger Täuschung und widerrechtlicher Drohung angefochten und hilfs-
weise widerrufen. Mit ihrer Klage wendet sie sich ua. gegen die Beendigung 
ihres Arbeitsverhältnisses durch den Aufhebungsvertrag. 
 
Das Landesarbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Dieses hat rechtsfehler-
frei erkannt, dass dem Vortrag der Klägerin kein Anfechtungsgrund entnom-
men werden kann und der Widerruf eines arbeitsrechtlichen Aufhebungsver-
trags auf gesetzlicher Grundlage nicht möglich ist. Der Gesetzgeber hat zwar 
in § 312 Abs. 1 iVm. § 312g BGB Verbrauchern bei Verträgen, die außerhalb 
von Geschäftsräumen geschlossen worden sind, ein Widerrufsrecht nach § 
355 BGB eingeräumt. Auch Arbeitnehmer sind Verbraucher. Im Gesetzge-
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Ich komme mir manchmal vor 
wie der kleine David mit dem 
Riesen Goliath. Aber ich 
denke, in diesem Kampf ist 
ein warmes Herz der einzige 
Stein zum Werfen.“, so Agnes 
Karll, die Begründerin der 
modernen Pflege.  
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bungsverfahren ist jedoch der Wille des Gesetzgebers deutlich geworden, 
arbeitsrechtliche Aufhebungsverträge nicht in den Anwendungsbereich der §§ 
312 ff. BGB einzubeziehen. 
 
Das Landesarbeitsgericht hat jedoch nicht geprüft, ob das Gebot fairen Ver-
handelns vor Abschluss des Aufhebungsvertrags beachtet wurde. Dieses 
Gebot ist eine arbeitsvertragliche Nebenpflicht. Sie wird verletzt, wenn eine 
Seite eine psychische Drucksituation schafft, die eine freie und überlegte Ent-
scheidung des Vertragspartners über den Abschluss eines Aufhebungsver-
trags erheblich erschwert. Dies könnte hier insbesondere dann der Fall sein, 
wenn eine krankheitsbedingte Schwäche der Klägerin bewusst ausgenutzt 
worden wäre. Die Beklagte hätte dann Schadensersatz zu leisten. Sie müsste 
den Zustand herstellen, der ohne die Pflichtverletzung bestünde (sog. Natu-
ralrestitution, § 249 Abs. 1 BGB). Die Klägerin wäre dann so zu stellen, als 
hätte sie den Aufhebungsvertrag nicht geschlossen. Dies führte zum Fortbe-
stand des Arbeitsverhältnisses. Das Landesarbeitsgericht wird die Wirksam-
keit des Aufhebungsvertrags daher erneut zu beurteilen haben. 
   
   
 

 
 
 

Wirtschaftsrecht: 
 
Das Oberlandesgericht München hat sich in einem Urteil vom (31 Wx 415/18) 
zu der Unternehmensbewertung geäußert. Unternehmensbewertungen 
spielen immer bei Unternehmensübertragungen eine wichtige Rolle, da sie 
maßgeblich den Kaufpreis bestimmen.  
 
Nach den Richtern ist im Rahmen der Unternehmensbewertung nach der 
Ertragswertmethode die Unternehmensplanung als Grundlage für die Schät-
zung der zukünftigen Erträge der Gesellschaft nur daraufhin zu überprüfen, 
ob sie auf zutreffenden Informationen und realistischen Annahmen zurückge-
hen. Ist dies der Fall, so ist die Unternehmensplanung maßgebend, auch 
wenn andere Annahmen vorstellbar sind. 
 
Bei der Schätzung der zukünftigen Erträge ist von dem Stichtagsprinzip aus-
zugehen. Eine Ex-post-Betrachtung scheidet aus. Mögliche zukünftige Ent-
wicklungen können nur im Rahmen der Wurzeltheorie berücksichtigt werden. 
 
Bei der Schätzung des Basiszinssatzes und der Risikoprämie ist grundsätz-
lich von den Empfehlungen des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IdW) als der 
maßgeblichen Sachverständigen auszugehen. 
 
 

Haftungsrecht in Pfle-
geeinrichtungen 
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Pflegerecht: 
 
Könnes kämpft, Kaminski auch... Der WDR berichtet über einen unserer 
Fälle. Thematisch geht es um die Anwendung des WTG NRW auf eine Senio-
renwohngemeinschaft. Unter dem Link: 
 
https://www1.wdr.de/mediathek/video/sendungen/servicezeit/video-keine-wg-

fuer-seniorinnen-100.html 
 
können Sie den Bericht in der Mediathek des WDR anschauen. Fragen zu 
diesem Problemkreis können wir gerne auch telefonisch mit Ihnen erörtern.   
 
 

 
 
 

Über uns: 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar ist eine der führenden 
wirtschaftsberatenden Rechtsanwalts- und Notarkanzleien für Pflegeunter-
nehmen. Der Schwerpunkt unserer Beratung ist die Pflegewirtschaft. 
 
Wir beraten Unternehmen, Körperschaften und Verbände in allen Fragen 
des Wirtschafts-, Arbeits- und Pflegerechts bundesweit. 
 
Ferner gehören Unternehmensverkäufe und Umstrukturierungen zu unse-
ren Stärken. Zudem bieten wir unsere Beratung „rund um die Pflegeimmo-
bilie“ an. Wir verstehen uns als Berater von Unternehmen und haben über 
die grundständige Rechtsberatung hinaus stets die optimale wirtschaftliche 
Lösung für unsere Mandanten im Blick. Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsan-
wälte I Notar arbeitet mit Steuer-, Unternehmensberatern und Notaren zu-
sammen. So werden wir den Erfordernissen von komplexen Mandaten ge-
recht. 
 
Bochum ist unser Standort. Hier besteht eine gute verkehrstechnische 
Anbindung zu den Mandanten. Außerdem befindet sich Bochum „in der 
Mitte der Metropole Ruhr“, dem führenden und aufregendsten Wirtschafts-
standort Deutschlands. 
 

Wohngemeinschaft  
und 

Film des WDR  

Unser „Steckbrief“ 
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Neben der Rechts- und Unternehmensberatung bieten wir regelmäßig Se-
minarveranstaltungen für Unternehmen und Fachverbände zu ausgewähl-
ten Themen an. 
 
 
Rückfragen? Beantworten wir gerne persönlich. 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar 
Grabenstr. 12 
Kortumhaus 
44787 Bochum 
Telefon +49 (0)234 579 521-0 
Telefax +49 (0)234 579 521-21 
E-Mail: kontakt@ulbrich-kaminski.de 
www.ulbrich-kaminski.de 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte  
Partnerschaftsgesellschaft mbB 
Sitz Bochum 
Amtsgericht Essen PR 4363 
 
Vertretungsberechtigte Partner sind RAuN Dr. Stefan Ulbrich, M.A. und RA 
Ralf Kaminski, LL.M.  
 
 
Datenschutz: 
 
Da am 25.05.2018 die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in Kraft 
getreten ist, möchten wir unsere bisherigen Leser unseres Newsletters auf 
die folgende Datenschutzerklärung hinweisen. Mit dieser möchten wir Sie 
über die Art, den Umfang und den Zweck der Erhebung und Verwendung 
personenbezogener Daten durch den Websitebetreiber www.ulbrich-
kaminski.de informieren. Gemäß § 7 Absatz 3 UWG werden wir Ihre 
Mailadresse für den Versand des Newsletters auch weiterhin ohne Ihre 
ausdrückliche Einwilligung verwenden. Für alle neuen Leser unseres 
Newsletters ab dem 25.05.2018 holen wir eine gesonderte schrftliche Ein-
willigung ein.  
 
Der Websitebetreiber nimmt Ihren Datenschutz sehr ernst und behandelt 
Ihre personenbezogenen Daten vertraulich und entsprechend den gesetzli-
chen Vorschriften. Bedenken Sie, dass die Datenübertragung im Internet 
grundsätzlich mit Sicherheitslücken bedacht sein kann. Ein vollumfängli-
cher Schutz vor dem Zugriff durch Fremde ist nicht realisierbar.  
 
Der Websitebetreiber bzw. Seitenprovider erhebt Daten bei der Anmeldung 
zum Newsletter. Die erhobenen Daten werden ausschließlich zur Versen-
dung des Newsletter verwendet und nicht an Dritte übermittelt. Erhoben 
werden: 
 
• Name, Vorname 
• E-Mail-Adresse 

 



5 

Der Websitebetreiber erhebt, nutzt und gibt Ihre personenbezogenen Daten 
nur dann weiter, wenn dies im gesetzlichen Rahmen erlaubt ist oder Sie in 
die Datenerhebung einwilligen. Als personenbezogene Daten gelten sämt-
liche Informationen, welche dazu dienen, Ihre Person zu bestimmen und 
welche zu Ihnen zurückverfolgt werden können – also beispielsweise Ihr 
Name, Ihre E-Mail-Adresse und Telefonnummer. 
 
Nehmen Sie mit dem Websitebetreiber durch die angebotenen Kontakt-
möglichkeiten Verbindung auf, werden Ihre Angaben gespeichert, damit auf 
diese zur Bearbeitung und Beantwortung Ihrer Anfrage zurückgegriffen 
werden kann. Ohne Ihre Einwilligung werden diese Daten nicht an Dritte 
weitergegeben. Sie als Nutzer erhalten auf Antrag Ihrerseits kostenlose 
Auskunft darüber, welche personenbezogenen Daten über Sie gespeichert 
wurden. Sofern Ihr Wunsch nicht mit einer gesetzlichen Pflicht zur Aufbe-
wahrung von Daten (z. B. Vorratsdatenspeicherung) kollidiert, haben Sie 
ein Anrecht auf Berichtigung falscher Daten und auf die Sperrung oder Lö-
schung Ihrer personenbezogenen Daten. Ferner möchten wir klarstellen, 
dass Sie jederzeit der Erhebung und Verwendung Ihrer Daten widerspre-
chen können. Ebenfalls können Sie unproblematisch durch eine Mail an 
unsere Kanzlei der weiteren Zusendung unseres Newsletters widerspre-
chen.  
 
 
 
 


